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Her mit dem schönen Leben!

Infrastruktursozialismus statt Hartz IV
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	Her mit dem schnen Leben!
	

Original sanktionsfrei: Weg mit Hartz IV! Her mit dem schnen Leben! Neben vielen investigativen und weniger investigativen Beitrgen zum Hartz IV-Regime, wollen wir Euch in dieser Ausgabe auch unseren Vorschlag vorstellen, dem Hartz IV-Regime die Forderung nach einem Infrastruktursozialismus entgegen zu setzen. Auerdem gehen wir unter dem Motto "Buena Vista Sexual Club" der Frage nach, wie's um den Sex im Sozialismus des 21. Jahrhunderts bestellt ist. Ein Test zur Frage "Wie politisch bist Du?- Der Checkerinnen-Text" und ein Interview mit dem Schriftsteller Wladimir Kaminer drfen natrlich auch nicht fehlen.




Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

Die Redaktion

im Jahr 2009 hat es die Wahrheit nicht leicht. Aus der Krise will nicht so recht die Alternative wachsen. Die Wirtschaftskrise tobt, die Akkumulation stockt und die Einschläge von Sozial- und Arbeitsplatzabbau rücken näher. Doch den Kräften des Fortschritts fällt wenig Substanzielles ein. Außer: größere Konjunkturprogramme. Soweit, so richtig. Aber das ganz Andere sieht eigentlich doch etwas anders aus. 
Die Kräfte der Beharrung wiederum sind schwer mit der Rehabilitation des status quo beschäftigt, und die geht so: Das Bestehende sei zwar doch nicht so optimal wie bisher behauptet. Aber das ganz Andere, das schöne Leben für alle, sei eben nur ein unmögliches Utopia. Die FAZ warnt vorsorglich vor der Dreistigkeit, die Krise auch als Systemwechsel-Chance zu sehen. Gefährlich sei vor allem – so die FAZ – der reformkommunistische „Prager Frühling“, denn er erschiene als Alternative eines „guten Sozialismus“, obwohl doch dem Kommunismus in Gänze ein menschenverachtender Charakter eigen sei. 
Wo „die da oben“ den platten Sermon verbreiten, die Krise läge nur an der übertriebenen Gier Einzelner, verlegen sich „die da unten“ auf ebenso richtige wie unzureichende Parolen: „Millionäre besteuern“ und „Wir zahlen nicht für Eure Krise“. Wenn die Krise nicht automatisch die Alternative katalysiert, bleibt die Suche. Deshalb haben wir den Schwerpunkt dieser Ausgabe so gewählt: Her mit dem schönen Leben! Und Weg mit Hartz IV! Letzteres ist noch lange nicht das schöne Leben, aber für Millionen eine unverzichtbare Voraussetzung, um überhaupt erst wieder um die Aneignung des eigenen Lebens kämpfen zu können. Deshalb geht es in diesem Heft auch um Hartz IV – allerdings mit einem anderen Fokus als den in den Talkshows üblichen. 
Auch wenn die linksdrehende Rhetorikschallplatte mit ihren Songs von „Haben wir schon immer gewusst“ bis „Nur so kanns gehen“ anderes behauptet: Wenn Hartz IV weg ist, keine Millionäre mehr zu besteuern sind und auch niemand mehr da ist, für dessen Krise wir zahlen müssten, fangen die Probleme des schönen Lebens ja erst so richtig an. Die Redaktion von „prager frühling“ jedenfalls behauptet nicht, das ultimative Rezept zu kennen. So haben wir gesucht, und etwas gefunden: „Infrastruktursozialismus“ nennen wir ein Zwischenergebnis. Vielleicht gefällt Euch unser Plan, bestimmte Bereiche des Lebens für alle kostenfrei zugänglich zu machen. Über andere Backmischungen zum schönen Leben sind wir uns nicht ganz einig: Etwa, ob ein bedingungsloses Grundeinkommen eher charming oder dumping ist. Oder, wie viel Paradoxiemanagement eine Linke braucht, um nicht als moralisches Mahnmal oder blutleere Ideenschmiede zu enden, deren Konzepte niemand mit Leben füllen will. Oder auch einfach, welches alternative Leben im Falschen noch ein schönes Leben ist. Das macht aber nichts; als undogmatisches Magazin haben wir sie einfach kontrovers gestellt. Platte Parolen, haarscharf an der Wahrheit vorbei, gibt es schließlich schon genug.



politik des theaters statt theater der politik

Bühne frei für &#8222;working poor&#8220;

Holger Schmidt

Die Bühne ist leer. Gespannte Stille im Zuschauerraum. Da erhebt sich aus dem Publikum plötzlich eine Stimme: „Ich bin arm. Aber ich schäme mich nicht dafür!“ Die Frau, die das gerufen hat, geht auf die Bühne. Weitere Stimmen aus dem Publikum folgen: „Ich bin froh, dass ich nicht bezahlt werde!“; „Frei für das Leben – Solidarität mit allen Menschen, die sich gegen die Ungerechtigkeit des ALG II wehren!“ Nach und nach stehen immer mehr aus dem Publikum auf und betreten die Bühne. Auf ihr stehen schließlich zwanzig Menschen, die mit prekären Arbeitsverhältnissen konfrontiert sind oder Hartz IV beziehen. So beginnt das partizipatorische Theater-Projekt „Du bist der Fuß! Theater betritt Politik“, das im letzten Jahr im Saalbau Neukölln aufgeführt wurde. Das Legislative Theater Berlin versteht sich als eine Lobby, die Öffentlichkeit für diejenigen herstellt, die aus ihr ausgegrenzt sind, deren Stimmen in den Medien kein Gehör und in der politischen Ordnung keine Repräsentation finden. Kein Theater, das diese Menschen auf der Bühne durch Schauspieler repräsentiert, sondern Theater, in dem die Mitwirkenden ihre Anliegen selbst vertreten, anstatt sich vertreten zu lassen.
Gezeigt werden Szenen aus der sozialen Wirklichkeit der Mitwirkenden. Szenen, wie sie sich tagtäglich in Jobcentern und Behörden, in ungesicherten Arbeitsverhältnissen oder im Alltag von Hartz-IV-Betroffenen ereignen. Es sind Geschichten, die sich hinter den Statistiken verbergen. Ohne das Theater würden sie niemals an die Öffentlichkeit dringen. 
Die Idee zu diesem Projekt hatten die Theatermacher Harald Hahn und Jens Clausen, die beide über langjährige Erfahrungen mit politischem Theater verfügen. Ausgegangen sind sie immer von möglichst konkreten Situationen des gesellschaftlichen Lebens, in denen Macht- und Ohnmachtserfahrungen deutlich werden, die verändert werden sollen. Gemeinsam mit den Mitwirkenden haben sie diese Situationen zu kurzen Szenen verdichtet. So werden Ursachen und Dynamiken, die den jeweiligen Konflikt bestimmen, aber auch die Haltungen, Gesten und Tonfälle der Protagonisten, herausgearbeitet. Im Idealfall ist ein solches Theater ein Laboratorium zur praktisch-experimentellen Untersuchung von sozialen Prozessen, in dem auch subtile Machtformen aufgedeckt werden können. Aus diesem intensiven Probenprozess resultieren dann Szenen wie die folgende:
Drei Frauen sitzen in einem Callcenter, ausgestattet mit Kopfhörern und Mikrophon: „Guten Tag! Ja richtig, 34,95 Euro – die lustigste Flatrate der Stadt!“ Die Chefin weiß, wie sie den Laden am Laufen hält: „Ihr Erfolg ist auch unser Erfolg! Motivation ist alles!“ Eine Mischung aus sanfter Gewalt und unterschwelligen Drohungen. Sie kennt die Schwächen ihrer Angestellten, weiß genau, wo jede von ihnen zu packen ist. Wer nicht funktioniert, wird zum Einzelgespräch gebeten: „Sie wollen doch eine Festanstellung. Dafür brauchen Sie aber noch mindestens fünf Abschlüsse bis Ende der Woche. Sonst kann ich wirklich nichts für Sie tun. Denken Sie an Ihre Tochter!“. Selbstredend wird es zu der ständig in Aussicht gestellten Festanstellung nie kommen. Rechtliche Nachfragen zum Vertragsverhältnis werden abgebügelt. Schließlich reicht es einer der Frauen: „Das können wir uns doch nicht gefallen lassen!“ Aber was tun? Die drei Frauen bleiben ratlos zurück.
Hier unterbricht der Spielleiter Harald Hahn die Szene und befragt das Publikum: „Ist die Szene realistisch? Haben Sie Ähnliches erlebt? Was könnte man in dieser Situation tun?“ Die Szenen werden aber nicht nur vom Publikum diskutiert. Wer möchte, kann dann auf die Bühne kommen und eine der Rollen übernehmen, die dann erneut gespielt wird. In jeder Wiederholung der Szene werden so neue Facetten der Situation deutlich und Möglichkeiten eines widerständigen Handelns durchgespielt. Dabei ist es für jeden, der einmal an einem solchen Projekt teilgenommen hat, immer wieder verblüffend, wie sehr sich eine Situation verändert, wenn die Rolle des distanziert Beobachtenden durch die des involviert Handelnden getauscht wird. Zu diesem hochbrisanten, kraftvollen Abend, der oft von Applaus, Zwischenrufen und engagierten Beiträgen unterbrochen wird, sind auch Gäste eingeladen: Abgeordnete werden zwischen den Szenen ebenfalls auf die Bühne gebeten, um diese Szenen zu bewerten und um Stellung zu beziehen, wie die Situation durch Gesetzesinitiativen verbessert werden könnte. Im Idealfall entstehen aus solchen Theaterprojekten spontan politische Netzwerke, in denen sich die Betroffenen selbst organisieren.
Das Legislative Theater gehört zu den zahlreichen Theaterformen, mit denen der brasilianische Theatermacher Augusto Boal seit den 1960er Jahren experimentierte und die mittlerweile von zahlreichen Gruppen auf der ganzen Welt, unter unterschiedlichen sozialen und politischen Bedingungen, praktiziert werden.
Grundidee des Theater Boals ist die Aufhebung der Trennung von Zuschauenden und Akteuren, womit er die Befreiung des Zuschauenden aus der passiven Rolle im Theater wie in der Gesellschaft intendierte. Damit kritisierte Boal nicht nur das bürgerliche Theater, sondern zugleich auch die autoritäre Struktur politischer Repräsentationen. Mittlerweile gibt es auch in Europa immer mehr Theatergruppen, die das Theater Boals weiterentwickelt haben und damit in ganz unterschiedliche Praxisfelder intervenieren. Denn zum Tragen kommt dieses Theater überall dort, wo Menschen ihre Bevormundung, Entwürdigung und Unterdrückung nicht mehr passiv hinnehmen wollen und sich dazu entschließen, sich zur Wehr zu setzen.
Kontakt zum Legislativen Theater Berlin gibt es unter www.theateroftheoppressed.org bzw. über: mail@legislatives-theater.de.





1.000 euro für alle!

Wie bedingungslos soll die soziale Sicherung sein?



Jörg Schindler, Direktkandidat der LINKEN in Wittenberg für den Bundestag und Katja Kipping, stellvertretende Parteivorsitzende der LINKEN diskutieren über das Grundeinkommen. Das Interview mit den beiden Redaktionsmitgliedern des prager frühlings führte Thomas Lohmeier.
prager frühling: Verteilt man das gesamte Volkseinkommen gerecht, bekäme jede/r fast 2.000 Euro im Monat. Wie hoch wäre Euer Grundeinkommen?
Jörg: Man kann das Geld nicht nur einfach verteilen. Es muss auch etwas in den gesellschaftlichen Reservefonds gelegt werden. Ich würde daher von 1.000 Euro plus Miete ausgehen. Bedingung wäre: Wer soziale Grundsicherung in Anspruch nimmt, darf keine Arbeit haben und nicht über nennenswertes Vermögen verfügen.
Katja: In der Höhe sind wir uns einig. Sie muss sich an der Armutsrisikogrenze orientieren und gesellschaftliche Teilnahme ermöglichen. Im Gegensatz zu Jörg will ich aber ein bedingungsloses Grundeinkommen, wo man seine Bedürftigkeit nicht beweisen muss. Wir sind uns allerdings einig, dass es keine Sanktionen geben soll: Der Sanktionsparagraph im Sozialgesetzbuch muss abgeschafft werden.
pf: Aber befördert ein bedingungsloses Grundeinkommen nicht Kombilöhne und Lohndumping? Wer 1.000 Euro zur Verfügung hat, kann auch für drei Euro in der Stunde arbeiten, um sein Einkommen aufzubessern.
Katja: Seit wann richtet sich im Kapitalismus die Lohnhöhe nach dem Bedarf? Schon Marx wusste, dass die Löhne vor allem von der Kampfkraft der Beschäftigten abhängen. Und solange Erwerbslosigkeit den Fall in eine stigmatisierte Sozialleistung bedeutet, wird diese geschwächt. Zudem wollen wir ja das Grundeinkommen gemeinsam mit dem Mindeststundenlohn einführen.
Jörg: Bei einem bedarfsgeprüften Modell stellt sich dieses Problem nicht, weil sich die Höhe der Grundsicherung verringert oder sie gar entfällt, sobald man ein Arbeitsverhältnis hat. Rechnet man Arbeitseinkommen nicht an, bleibt das Problem des Lohndumpings selbst dann bestehen, wenn es Mindestlöhne gibt. Das Problem lässt sich nur durch eine Stärkung der Verhandlungsmacht der Gewerkschaften lösen. 
Katja: Aktuell erleben wir mit Hartz IV genau das Gegenteil eines Grundeinkommens. Denn Hartz IV bedeutet eine Grundsicherung unterhalb der Armutsrisikogrenze, mit Arbeitszwang, mit Bedürftigkeitsprüfung sowie finanzielle Inhaftnahme von Angehörigen und MitbewohnerInnen. Im Zuge dessen hat nachweisbar die Bereitschaft, Lohndumping und ungesunde Arbeitszeiten in Kauf zu nehmen, zugenommen. Hier zeigt sich, je schlimmer die Situation der Erwerbslosen, desto erpressbarer die Beschäftigten. Diese Logik dreht das BGE um.
Jörg: Hartz IV macht die Menschen erpressbar. Das sehe ich wie Katja. Die Ursache ist aber die Höhe der Regelleistung und nicht, dass Hartz IV eine bedarfsgeprüfte Grundsicherung ist. Auch ein Grundeinkommen ohne Bedarfsprüfung, dessen Höhe nicht zum Leben reicht, bedeutete Armut.
pf: Ist das nicht sowieso eine sehr verwaltungstechnische Frage wie man die Grundsicherung auszahlt? 
Katja: Bedürftigkeitsprüfung heißt immer, dass im Zweifelsfall die Bedürftigen ihre Bedürftigkeit beweisen müssen. Man muss die Rechnung mit der real-existierenden Sozialbürokratie machen. Das Bedingungslose Grundeinkommen ist im Gegensatz zur Grundsicherung eine universelle Leistung, die allen zusteht und deswegen kein Stigma bedeutet, für dessen Bezug man sich womöglich schämt.
Jörg: Ich teile Katjas Kritik an der Sozialbürokratie. Aber ob man eine Steuer im Nachhinein einzieht oder ob man eine soziale Leistung gewährt, ist ein Unterschied. Wer Sozialleistungen bezieht, braucht z.B. Vertrauensschutz oder auch Sonderbedarfe, Steuerschuldner aber nicht. Im Übrigen muss doch auch beim Bedingungslosen Grundeinkommen letztendlich eine Einkommenssteuererklärung erstellt werden, die das Einkommen der Höhe nach prüft.
pf: Wenn man über das Bedingungslose Grundeinkommen spricht, wird auch oft von einer einheitlichen Konsumsteuer – wie zuletzt bei der Onlinepetition des Bundestages – gesprochen. Was haltet Ihr von diesem Vorschlag?
Katja: Ich halte davon gar nichts. Beim letzten internationalen Grundeinkommenskongress gab es ein Treffen von emanzipatorischen Grundeinkommensfans, bei der sich alle für eine klare Umverteilung von Oben nach Unten, eine Kopplung an den Mindestlohn und das Fortbestehen der Sozialversicherungssysteme ausgesprochen haben. Das ist beim Konsumsteuermodell nicht gegeben.
Jörg: Richtig. Bei der Frage Grundeinkommen oder Grundsicherung kann man durchaus zu verschiedenen Ergebnissen kommen. Aber als Linke müssen wir uns Gemeinsamkeiten überlegen, wie man zu einer Umverteilung des Reichtums, aber auch der Arbeit kommt
Katja: Das ist ein guter Punkt. Ein weiterer linker Ansatz ist, das Grundeinkommen auch in Form von öffentlichen Gütern, wie einem kostenfreien Bus- und Bahnverkehr sowie WLAN für alle zu denken. 
pf: Sollen eigentlich die lebensstandardsichernden Sozialversicherungen nach Eurer Vorstellung in das Bedingungslose Grundeinkommen integriert werden?
Katja: Das BGE soll die Sozialversicherungen nicht ersetzen, sondern ergänzen. Ich sehe da eine Analogie zum Mindestlohn. Wenn wir für den Mindestlohn kämpfen, dann bedeutet das ja nicht, dass es keine höheren Löhne geben soll. Im Gegenteil. Wer möchte, kann sich über eine lebensstandsichernde Renten- oder Arbeitslosenversicherung eine höhere Rente oder ein höheres Arbeitslosengeld erarbeiten.
Jörg: Ich wünsche mir eine Grundsicherung als Auffangbecken, die möglichst niemand in Anspruch nehmen muss, weil höhere Ansprüche aus anderen, an speziellen Lebenslagen orientierten Sozialsystemen bestehen. Studierende z. B. erhalten ein elternunabhängiges Bafög und Rentnern eine paritätisch finanzierte gesetzliche Rente. 
Pf: Das Grundeinkommen wird nicht nur von Linken gefordert. Was ist eigentlich links am Grundeinkommen?
Jörg: Ein Grundeinkommen wäre insoweit links, wie es zu einer Umverteilung führt. Ich habe aber Bedenken, ob wir durch das bedingungslose Grundeinkommen nicht einen riesigen sozialbürokratischen Moloch schaffen, in dem wir den Schutz vor sozialer Ausgrenzung auch auf Leute ausweiten, die ihn nicht benötigen. 
Katja: Ein Grundeinkommen ist links, weil es Existenzangst ausschließt und es die Verhandlungsposition derjenigen deutlich verbessert, die nur ihre Arbeitskraft verkaufen können.




paradoxiemanagement ist angesagt

Die heutige Linke &#8211; ein social justice movement?

Kolja Möller

Spätestens seit den Sozialprotesten 2004 hat sich eine tief greifende Veränderung der gesellschaftlichen Linken vollzogen: Ob gegen die Agenda 2010, bei den Gipfelprotesten in Heiligendamm, bei der Fraktion der LINKEN im Bundestag, bei der Interventionistischen Linken oder in der alltäglichen Durchschnittspraxis: Im Mittelpunkt linker Politik stehen konkrete Forderungen, die aus den Demütigungserfahrungen der Subalternen erwachsen. „Weg mit Hartz IV!“ oder „Wir zahlen nicht für eure Krise!“ heißen die Slogans. Mithin scheint die gesellschaftliche Linke derjenige Akteur zu sein, der den Erfahrungen der Existenzangst zum Ausdruck verhilft. Die gesellschaftliche Linke ist in ihrer Gesamtheit gegenwärtig eine Bewegung für soziale Gerechtigkeit, ein social justice movement, ein moralisches Mahnmal, das sagt: „So nicht!“ Sie sammelt sich nicht mehr in verrauchten WG-Zimmern, streitet sich nicht mehr um die besten Beziehungskonzepte und sie dürstet auch nicht nach den neuesten Analysen aus der linken Publikationslandschaft.
In einem gewissen Sinne heimelt diese Linke komplett nach-marxistisch an. Denn das Marxsche Projekt einer Gesellschaftskritik, die auch den eigenen Standpunkt in ihre Kritik mit einbezieht bzw. in gesellschaftlichen Verhältnissen denkt, spielt keine Rolle mehr. Man wähnt sich ständig im Recht. Es wird krakelt und rumposaunt. Auf der anderen Seite geht für viele ein Traum in Erfüllung: Sie sehen eine Linke, die den Kontakt zu den „Menschen“ nicht nur behauptet. Und tatsächlich deuten die Mitgliederentwicklung in Teilen der Gewerkschaftsbewegung oder die Wahlerfolge der LINKEN in die hoffnungsvolle Richtung, dass linke Politik aus ihrem Schattendasein heraustreten kann. Diesmal sogar ganz ohne in Regierungsverantwortung den Sozialstaat zu zerstören, sondern gerade aufgrund einer Haltung, die den Demütigungserfahrungen Raum in der Öffentlichkeit sichert. Das verändert die Kodierungen in linken Diskussionen: Die Systemfrage stellt nicht etwa diejenige am treffendsten, die die gründlichste oder „marxistischste“ Kritik am Kapitalismus übt. Eher gelten solche Personen als besonders „systemkritisch“, die am ungeschminktesten und unmittelbarsten die Verletzungen thematisieren, welche die Agenda 2010 und die Weltwirtschaftskrise mit sich bringen.
Dadurch befindet sich die Linke in einer paradoxen Situation: Sie muss gegenwärtig aufs „social justive movement“ setzen und positiv an eine Politik der Unmittelbarkeit anknüpfen. Wenn sie allerdings die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse in ihrer Gesamtheit verändern will, dann muss sie mehr sein als ein „bauch“-linkes, moralisches Mahnmal. Dann geht kein Weg an einer Kritik der Gesellschaft, die an den Marxschen Standard anknüpft, an Aufklärung und konzeptionellen Alternativen vorbei. Die Spannungen zwischen einer im weitesten Sinne marxistisch inspirierten Linken und der aktuellen Renaissance der Unmittelbarkeitspolitik müssen offen diskutiert werden. Rhetorische Tricks à la „irgendwie hängt alles mit allem zusammen“ helfen hier auch nicht weiter. Schon subjektiv sind beispielsweise die Lebenswelten und Codes der debattierfreudigen WG-Linken mit Wochenzeitungsabonnement und der emsigen Links-Aktiven zu unterschiedlich. Paradoxiemanagement ist also angesagt: Ansonsten geht die Perspektive eines Emanzipationsprojekts, das über den „Schutzschirm für Menschen“ und mehr Geld fürs Soziale hinausgeht, flöten. Dazu müssen jedoch beide Seiten die Bereitschaft mitbringen, den anderen auszuhalten, und anzuerkennen, dass der jeweils andere etwas mitbringt, was man selbst nicht einbringen kann.




ein beitrag gegen die krise

Plädoyer der Redaktion für Infrastruktursozialismus

Redaktion prager frühling

Ein wohlverstandener Infrastruktursozialismus macht das Leben für die Menschen angenehmer und ist ein Beitrag gegen die Folgen der Krise. Zudem entzieht er elementare gesellschaftliche Aufgaben wie Kommunikation, Mobilität, Kultur, Bildung und Gesundheit der Warenförmigkeit.

Kommunikation

Telefon und Internet sind elementar für die Pflege sozialer und beruflicher Kontakte. Sie schaffen Zugang zu politischen, kulturellen und gesellschaftlichen Informationen. Ohne sie ist gesellschaftliche Teilnahme heute nicht mehr denkbar. Deshalb müssen die Netze weiter ausgebaut werden. DSL muss auch im abgelegensten Dorf Standard sein. An öffentlichen Orten ist ein freies WLAN-Netz notwendig. Weil dies alles kostenlos ist, werden Milliardenbeträge für andere Ausgaben frei. Was für eine Ankurbelung der Binnennachfrage!

Mobilität

Mobilität wird üblicherweise als „freie Fahrt für freie Bürger“ interpretiert. Welcher Begriff von Freiheit dabei zugrunde liegt, zeigt sich bei der Abwrackprämie: Für Hartz-IV-Beziehende gilt sie nicht. Dabei wäre Mobilität für alle einfach zu organisieren: ÖPNV zum Nulltarif, ein Kontingent für Fernreisen mit der Bahn und ein enges Charsharing-Netz schaffen nicht nur viele Arbeitsplätze (mehr BusfahrerInnen, Erweiterung des Schienennetzes, der Züge etc.), sondern sind auch ein Beitrag gegen die Klimakatastrophe. Carsharing-Autos, die ähnlich wie die Bahn-Fahrräder in Großstädten ein dichtes Netz bilden, beseitigen zudem die Überproduktion in der Automobilindustrie ökologischer als die Abwrackprämie.

Kulturelle Teilhabe

Das kulturelle Leben ist vielfältig und umfasst nicht nur Theater, Kino, Musik und Literatur. So verschieden das Leben ist, so unterschiedlich müssen auch die kulturellen Angebote sein. Zu fördern ist dabei nicht nur, was gemeinhin als Hochkultur gilt, sondern auch die Kultur der Subalternen: Die Förderung der kulturellen Infrastruktur umfasst also sowohl das Theater als auch die Werkstatt für HobbyschrauberInnen, den Proberaum der jugendlichen Ohr-ab-Band, und die Karaoke-Bar. Die Förderung des kulturellen Lebens schafft dabei auch eine Vielzahl an Arbeitsplätzen: SchauspielerInnen, BühnenbildnerInnen, MusikerInnen müssen eingestellt, Hobbywerkstätten und Proberäume eingerichtet und verwaltet werden.

Gesundheit

Gesundheit muss vollständig der Warenförmigkeit entzogen werden, indem freier und kostenloser Zugang zu Ärtzehäusern und Krankenhäusern gewährt wird. Wer krank ist, wird behandelt. Die Zweiklassenmedizin ist abgeschafft. Dazu sind große Investitionen notwendig, weil durch den freien Zugang zur Gesundheitsversorgung sowohl ein Ausbau der Intensivmedizin notwendig, als auch der Bedarf an den Tätigkeiten der Heil- und Medizinfachberufe steigen wird.
Auch die Zahnmedizin hätte mehr zu tun, würden Kronen und Implantate nicht nur diejenigen erhalten, die sie bezahlen können, sondern alle, die sie benötigen. Um würdiges Altern zu garantieren, müssen auch in der Altenbetreuung mehr Menschen tätig sein.
Die Krankenkassen weisen heute zurecht darauf hin, dass regelmässige sportliche Betätigung wichtig ist. Der freie Eintritt zu McFit – allerdings mit qualifizierten TrainerInnen – ist daher ein weiterer Baustein eines Infrastruktursozialismus im Gesundheitswesen.

Bildung

Freier Zugang zu Schulen, Universitäten, Volkshochschulen und ein umfassendes Angebot an kostenlosen Kindertagesstätten macht die Menschen schlauer und schafft gesellschaftlich sinnvolle Arbeitsplätze. Durch den freien Zugang wird die diskriminierende Aufteilung der SchülerInnen auf verschiedene Schultypen beendet. Kindertagesstätten und Ganztagsschulen erleichtern die Verbindung von Familie und Beruf. Selbstverständlich gibt es Studiengebühren genau so wenig wie Gebühren für die Meisterlehrgänge handwerklicher Berufe. Die Lehrmaterialien (Schulbücher, Zugang zu den Bibliotheken, Ausbildungsmaterialien) sind kostenfrei.
Demokratisch ausgehandelt und selbstverwaltet zeigt der Infrastruktursozialismus auf, was heute schon an gesellschaftlicher Teilnahme möglich wäre. Die Forderung „Her mit dem Infrastruktursozialismus“ ist daher mehr als eine linke Antwort auf die Krise, weil der Infrastruktursozialismus bereits die Möglichkeiten der neuen Gesellschaft im Schoss der alten ausbrütet.



unrealistische erwartungen an linke regierungsbündnisse

Das Recht auf reproduktive Selbstbestimmung in Lateinamerika

Kathrin Buhl

Am 11. November 2008 verabschiedete das uruguayische Parlament ein Gesetz über reproduktive Gesundheit, das den Schwangerschaftsabbruch innerhalb der ersten 12 Wochen legalisierte. Präsident Tabaré Vázquez, Vertreter des Linsbündnisses Frente Amplio, legte nur wenige Tage später sein Veto gegen diese Entscheidung ein. Diese Nachricht löste Bestürzung und Unmut aus – allerdings wenig Überraschung: Vázquez hatte schon bei seinem Amtsantritt angekündigt, dass er ein solches Gesetz aufgrund seiner persönlichen Überzeugung in jedem Fall verhindern würde. 
Der öffentliche Protest blieb leise, an einer von feministischen Organisationen sofort einberufenen Kundgebung nahmen nur wenige hundert Menschen teil. Der Einfluss der katholischen Kirche in Uruguay gilt als vergleichsweise gering, und nach Umfragen sprechen sich mehr als 60 Prozent der Bevölkerung für die Straffreiheit des Schwangerschaftsabbruchs aus. 
Wie in anderen lateinamerikanischen Ländern war die Regierungsübernahme der Frente Amplio mit der Hoffnung verbunden, das Recht auf Selbstbestimmung von Frauen nunmehr tatsächlich umsetzen zu können. Die dem Veto von Vázquez folgende Diskussion ging daher weit über die Frage der Legalisierung des Schwangerschaftsabbruchs hinaus: Ist es für eine Linke akzeptabel, das umstrittene Vetorecht gegen den Willen der Bevölkerungsmehrheit, und gegen die Entscheidung beider Kammern des Parlaments einzusetzen? Der Versuch, auf parlamentarischem Weg ein Plebiszit über das Gesetz herbeizuführen – dafür ist die Ablehnung des Vetos mit einer 3/5-Mehrheit des Parlaments nötig – scheiterte knapp. Bleibt der uruguayischen Linken, auf einen neuen Anlauf in der 2010 beginnenden Amtsperiode zu hoffen – sofern die Frente Amplio die nächsten Wahlen gewinnt, sofern der neue Präsident eine andere Position vertritt. „Der Schmerz, die Freiheit, der Genuss, die Verantwortlichkeit der Frauen und die ethische Dimension ihrer Entscheidungen wurden ein mal mehr herabgewürdigt, zum Schweigen gebracht und unter Vormundschaft gestellt, als verfügten Frauen weder über Urteilsvermögen noch über moralische und ethische Werte.“ kommentiert die Feministin und politische Aktivistin Lilián Celiberti. 
Auch der brasilianische Präsident Luis Inácio da Silva lehnt persönlich das Recht auf Schwangerschaftsabbruch ab, erklärt ihn aber im gleichen Atemzug als eine „Frage der öffentlichen Gesundheit“ und fordert eine breite gesellschaftliche Debatte. Seine Partei, die PT, hat auf ihrem Parteitag im September 2007 nach heftigen Diskussionen den Beschluss gefasst, die Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs in Angriff zu nehmen. Doch der Gesetzesentwurf, bereits 2005 in die parlamentarischen Wege geleitet, bleibt in Kommissionen stecken, und der Präsident setzt andere Prioritäten. 
Im Unterschied zu Uruguay ist die katholische Kirche in Brasilien einflussreich – und sie übt massiven Druck auf alle aus, die das Recht auf Selbstbestimmung der Frauen verteidigen. Der im Falle eines neunjährigen Mädchens, vom Stiefvater vergewaltigt und mit Zwillingen schwanger, vorgenommene Schwangerschaftsabbruch wurde vom Bischof von Recife und Olinda mit der Exkommunizierung der Ärzte und der Mutter bestraft. Dies löste heftige Diskussionen aus, zumal Schwangerschaftsabbruch im Fall von Vergewaltigung oder Gefahr für das Leben der Mutter in Brasilien legal sind – zeigte aber auch, wie konfliktiv die Diskussion ist. 
Obgleich es keine gesicherten Daten gibt, geht man davon aus, dass eine Mehrheit der brasilianischen Gesellschaft das Recht auf Schwangerschaftsabbruch ablehnt. Und für die Linke – nicht nur die PT, auch die PSOL - scheint es ein zu hohes Risiko zu sein, eine wirkliche gesellschaftliche Debatte zu initiieren – könnte das doch potentielle Wählerstimmen kosten. Wie viel wiegen sie, in einem Land, in dem pro Jahr nach Schätzungen von Nichtregierungsorganisationen zwischen 750.000 und einer Million illegale Schwangerschaftsabbrüche unter höchst fragwürdigen hygienischen Bedingungen vorgenommen werden? Wie viel wiegen das Leid, die gesundheitlichen Probleme, und nicht zuletzt, in nur allzu vielen Fällen, der Tod dieser Frauen? 
Auch in anderen südamerikanischen Ländern hat die Regierungsübernahme von Mitte-Links-Bündnissen die rechtliche Situation der Frauen nicht verbessert: in Argentinien sterben pro Jahr mehr als 400 Frauen nach illegalen Schwangerschaftsabbrüchen, aber die Präsidentin, Christina Kirchner, lehnt jede Änderung der geltenden Gesetze strikt ab. In Chile gilt nach wie vor das unter der Pinochetdiktatur erlassene absolute Verbot von Schwangerschaftsunterbrechungen, auch im Fall von Vergewaltigung oder Gefahr für das Leben der Mutter. Und die Präsidentin, Michelle Bachelet, schwieg, als die Rechte und die katholische Kirche durchsetzten, dass die „Pille danach“ nicht mehr in Einrichtungen des öffentlichen Gesundheitswesens ausgereicht werden darf.
Der ecuadorianische Präsident Correa sprach sich offen gegen die Entkriminalisierung des Schwangerschaftsabbruchs aus, Evo Morales dementierte Anklagen der Kirche, er strebe eine Änderung der Gesetzgebung an – Schwangerschaftsabbruch wird in Bolivien mit drei Jahren Haft bestraft-, Hugo Cháves gestand öffentlich ein, dass eine Legalisierung des Schwangerschaftsabbruchs eine Schwächung seiner sozialen Basis zur Folge haben könnte, die das Projekt des Sozialismus des 21. Jahrhunderts gefährden könnte. Ein Hoffnungsschimmer am Horizont war die Entscheidung der PRD-Regierung in Mexiko-Stadt, zumindest in ihrem Einflussbereich den Schwangerschaftsabbruch zu legalisieren, trotz massivem Drucks der katholischen Kirche. 
Das Dilemma der lateinamerikanischen Linken liegt auf der Hand: in der Mehrheit der Länder ist die Frage des Schwangerschaftsabbruchs sehr umstritten, und es ist eher zweifelhaft, ob die Legalisierung ihrer Popularität förderlich wäre. Die Macht der Kirche, konservative Traditionen, eine ausgeprägt patriarchalische Kultur und der Einfluss der zumeist konservativen Massenmedien sind ungeheuer stark, und nur allzu oft werden sie genutzt, um die Frage des Schwangerschaftsabbruchs politisch zu instrumentalisieren. Und so bleibt es bei Beschlüssen, sich der Frage der Selbstbestimmung der Frauen über ihren Körper anzunehmen, oder zumindest dem Problem der gesundheitlichen Folgen illegaler Schwangerschaftsabbrüche, denen wenig konkrete Schritte folgen. Und es bleibt bei jährlich etwa vier Millionen illegalen Schwangerschaftsabbrüchen, deren Folgen vor allem die armen, die schwarzen, die indigenen Frauen zu tragen haben. 
Vor allem, aber zum Glück nicht nur, Frauenorganisationen stellen sich diesem Szenario entgegen: mit Protesten, mit Demonstrationen, mit Kampagnen, mit Musik, Theater und mit unzähligen Bildungs- und Aufklärungsangeboten. Nicht immer ist diese Arbeit so sichtbar wie jährlich am 28. September, dem Aktionstag für die Straffreiheit des 
Schwangerschaftsabbruchs in Lateinamerika und der Karibik. Aber es sind die vielen kleinen Schritte, die zu Veränderungen führen werden. Die Erwartung, dass progressive Regierungen das Problem lösen, erweist sich bislang jedenfalls als wenig realistisch.




vergesst den mai &#8217;68: kämpft jetzt!

Die griechische Revolte 2008

Elena Papadopoulou

In den letzten Wochen hat sich das griechische Parlament mit einem erneuten Korruptionsfall beschäftigt, der Teil einer langen Serie von Korruptionsvorfällen ist. Die liberale Regierung und sozialdemokratische Opposition streiten sich um den Grad und die Tiefe der Verwicklungen und darüber, wie in den einzelnen Ministerien damit umgegangen wird. Das Ganze findet in einem Land statt, in dem normale SchülerInnen die meiste Zeit des Tages die öffentliche Bildung mit Privatstunden anreichern, die sich viele Familien kaum leisten können. 
Die Durchschnittsstudentin ist unsicher über das Potential des Bildungssystems, ihr eine sichere Zukunft oder einen Job zu verschaffen. Und die jungen ArbeitnehmerInnen verdienen im Durchschnitt 700 Euro pro Monat und leben bei ihren Eltern. 
Was ist die Relevanz all dieser Dinge für die griechische Revolte und die dahinter stehenden Motive? Ich denke, dass in der Revolte vom Dezember 2008 eine ökonomische, ideologische und politische Krise mit einer Krise der Wertvorstellungen zusammengetroffen ist. 
Obwohl es sicherlich nicht möglich ist, eine vollständige Beschreibung und Erklärung der Ereignisse des Dezembers zu geben, sind es einige Aspekte, welche diese Revolte von allen anderen Formen, sozialen Unmut und Dissens auszudrücken, in der jüngeren griechischen Geschichte unterscheidet. 
Die Revolte war stark von Gewalt, Straßenkämpfen und Konfrontationen geprägt. Zudem wurde öffentliches wie privates Eigentum zerstört. Diese Vor
gänge hatten zumindest in den ersten Wochen keinen klaren antistaatlichen oder machtkritischen Anspruch, sondern drückten Unmut und Enttäuschung 
aus. In diesem Zusammenhang gibt es natürlich wichtige Unterschiede in der Art, wie sich Gewalt oder ziviler Ungehorsam bei unterschiedlichen Akteuren manifestierte. 
Die Ereignisse dauerten einen Monat und bahnten sich ausgehend von Athen schnell den Weg nach ganz Griechenland. Sie behielten selbst in kleinen 
Städten ihren radikalen Charakter. Das war etwas vorher nie Dagewesenes. Und es war gerade in diesen Orten ein Schock für die griechische Gesellschaft. Obwohl die Leute, die an den Protesten teilgenommen haben, kein homogenes soziales Subjekt konstituieren, kann man festhalten, dass sie gemeinsame Charakteristika ihrer Generation teilten.
 
Junge Leute (vor allem SchülerInnen, StudentInnen und prekär Beschäftigte) nahmen in unterschiedlicher Art und Weise an den Protesten teil. Die SchülerInnen beispielsweise drückten schwerpunktmäßig anti-repressive Anliegen aus und griffen Polizeistellen und öffentliche Gebäude an, während die StudentInnen, die größere Erfahrungen mit besser organisierten Bewegungen (z.B. durch die Bewegung für den Erhalt der öffentlichen 
Bildung) hatten, besonnener handelten. 
Ein wichtiger Charakterzug der Revolte war, dass sie nicht von einer organisierten Formation, etwa einer politischen Partei, einer Studierenden-oder ArbeiterInnengewerkschaft oder einer spezifischen sozialen Bewegung geführt wurde. Man muss auch anmerken, dass die griechischen Gewerkschaften mehr oder weniger den Protesten fernblieben, während die Haltung der beiden Hauptparteien der politischen Linken unterschiedlich war. Die Griechische Kommunistische Partei arrangierte mit den anderen Parlamentsparteien (z.B. den Sozialdemokraten und der extremen Rechten) eine Verurteilung der Proteste und organisierte separate Demonstrationen. Die Koalition der radikalen Linken (Syriza) betonte dagegen, wie notwendig es sei, die Revolte als soziales Phänomen zu verstehen. Sie versuchte, den Blick auf die sozialen Ursachen für die Revolte zu lenken.
 
Vielleicht ist es besonders schwer zu verstehen, wie die Prozesse des neoliberalen Kapitalismus (Privatisierung und weniger öffentliche Räume, Rückzug des Sozialstaates, Zerstörung der Arbeitsbeziehungen usw.) mit einer psychischen Konstitution von Belastung und Angst kombiniert waren. Ein Grund dafür liegt in der Krise des Zwei-Parteien-Systems, das mit Korruption und einem allgemeinen Misstrauen in die politischen Basisinstitutionen drapiert ist. Ein weiterer Grund liegt in dem Gefühl einer ganzen Generation, als erste seit mehreren Jahrzehnten schlechter als die vorhergehende Generation zu leben. 
Die unterschiedlichen Gründe mögen auf den ersten Blick ein griechisches Phänomen darstellen. Allerdings ist es durchaus eine potentiell verallgemeinerbare Situation, weil die Bühne des Kampfes der europäische Raum und nicht bloß Griechenland ist. Das erklärt auch die Unsicherheit der politischen Führungen der anderen europäischen Länder wie bspw. in Frankreich und es erklärt die breite Solidarität, welche die Proteste aus anderen europäischen Ländern erfuhren. Die eigentliche gemeinsame Forderung der Dezember-Revolte war das Bedürfnis nach Zugang zu politischen Entscheidungen, sich das Öffentliche nicht nur als öffentliches Gut, sondern als Raum der Vergesellschaftung und Politisierung anzueignen. Die Linke hat auf diesem Feld eine wichtige Rolle zu spielen und es ist entscheidend, dass sie dazu bereit ist. 




jede patriotismusdebatte versetzt mich in starre

Mit dem &#8222;Russendisko&#8220;-Autor Wladimir Kaminer beim Italiener



Wir treffen Wladimir Kaminer und seine Familie bei einem Italiener im Prenzelberg. Zwischen Rotwein, Tintenfisch und Pizza kommen wir mit ihm ins Gespräch über den Kapitalismus, übers Arbeiten, übers Ausschlafen sowie über den Sex im Sozialismus.
prager frühling: Wladimir, im Oktober 2006 hast Du in einem Interview verkündet, Du wollest Klaus Wowereit beerben und in fünf Jahren Regierender Bürgermeister in Berlin werden. Wie weit bist Du damit?
Wladimir Kaminer: Das war natürlich nicht ernst gemeint. Ich wollte nur ein bisschen aufrütteln.
pf: Gesetzt den Fall, Du würdest doch noch Bürgermeister, was wäre Deine erste Maßnahme?
Kaminer: Als Provokation hatte ich mal vorgeschlagen, die Bezirke, in denen es die Nazis ins Parlament geschafft haben, zum Verkauf anzubieten.
pf: Und wenn Du statt Bürgermeister zu werden zum Bildungsminister ernannt werden würdest?
Kaminer: Da würde ich mich mit meiner Frau beraten. Die Kindheit ist eine so sensible Phase. Es ist schon verrückt, welchem Stress diese kleinen Menschen in der Schule ausgesetzt sind. Ich habe neulich gelesen, dass eine bevorstehende Klassenarbeit einem Kind einen Stress verursacht, der einen Erwachsenen umbringen würde.
pf: Also würdest Du die Noten abschaffen?
Kaminer: Von Montessori-Schulen und so halte ich nichts. Ich würde lieber die Anzahl der Noten vervielfachen. Statt fünf Noten sollte es 20 geben.
pf: Reden wir mal über Dein neues Buch „Es gab keinen Sex im Sozialismus“. Deine Kinder sind ja schon in dem Alter, wo sie lesen können…
Kaminer: Ja, aber sie interessieren sich mehr für Vampirgeschichten, als für den Sex im Sozialismus.
pf: Mal angenommen, sie sehen Dein Buch und fragen: „Papa, was ist das, Sozialismus?“ Was würdest Du antworten?
Kaminer: Ich denke, da haben die Kinder schon eine Vorstellung, aber wir können gerne fragen. (Er wendet sich seinem Sohn zu.) Sag mal Sebastian, hast du schon mal vom Sozialismus gehört?
Sebastian: In der Schule haben wir bisher nur Nationalsozialismus behandelt.
Kaminer: Oje! Seht ihr, der Sozialismus kommt in der Schule gar nicht vor.
In dem Moment kommt der Kellner an unseren Tisch, um die Bestellung aufzunehmen. Was sich angesichts der Auswahl und der komplizierten Speisebezeichnungen als gar nicht so einfach erweist.
pf: In Deiner Geschichte „Arbeit im vorigen Jahrhundert“ heißt es gleich zu Beginn: „Ich habe das Gefühl, dass niemand mehr arbeitet, alle sind nur noch mit Geldverdienen beschäftigt.“
Kaminer: Tja, jede Gesellschaftsordnung befördert halt bestimmte Eigenschaften bei den Menschen. Der Kapitalismus befördert die Gier. Man will immer mehr und meint, alles erreichen zu können. Im Sozialismus war das alles beherrschende Gefühl die Faulheit. Neulich im Netz habe ich ein Kartenspiel entdeckt, auf dem 36 Dinge waren, die jeder im Sozialismus hatte. Heute findest du niemals 36 Sachen, die jeder hat.
pf: Du hast mal geschrieben, dass „der Faule manchmal mehr erkennt.“ Wieso?
Kaminer: Das hab ich geschrieben? Na klar, weil der Arbeitsame die ganze Zeit damit beschäftigt ist, der Wurst hinterher zu laufen und deswegen nicht sieht, was um ihn herum passiert. Nur einer, der sich von seinen Bedürfnissen distanzieren kann, wird einen klaren Blick bekommen. Auch Thomas Bernhard schreibt darüber. (Kaminer blättert dabei in einem Buch. Und dann zitiert er daraus:) „Das Problem, was mich am meisten quält, ist immer mit der Arbeit fertig zu werden.“ Mir scheint, dass das ein typisch männliches Problem ist. Männer stellen sich das Leben als Arbeitseinsatz vor. Deshalb werden sie auch niemals fertig mit der Arbeit.
pf: Apropos Arbeiten. Deine Arbeit ist das Schreiben. Wo kommen Dir die besten Ideen?
Kaminer: Am schönsten sind die Geschichten, die von allein kommen, die das Leben dir einfach so serviert. Die letzten zwei Tage war ich in Münster, da hat es die ganze Zeit geregnet. Da regnet es wohl immer. Laut www.wetter.de regnet es dort heute immer noch. Ich dachte also, wenn schon nass, dann richtig und bin ins Schwimmbad gefahren. Auf dem Hinweg bin ich mit einem marokkanischen Taxifahrer gefahren, der hat mir die ganze Zeit erzählt, wie scheiße Marokko und wie toll Europa ist. Auf dem Rückweg bin ich mit einem deutschen Taxifahrer gefahren, der hatte vor kurzem zehn Wochen Urlaub in Marokko gemacht und schwärmte, was das für ein tolles Land ist und schimpfte nun, wie öde Münster ist und erzählte mir, dass er schon wieder reif für einen Urlaub in Marokko sei. Ich musste so lachen! Du machst gar nichts und dann kommt eine Geschichte und ruft, bitte nimm mich. Ist schon verrückt, nirgends sind diese Menschen glücklich.
pf: Zum Glück gehört – glaubt man Deinem Buch „Mein Leben im Schrebergarten“ – das Ausschlafen. Warum überzeugt Dich der Ausspruch „Der frühe Vogel fängt den Wurm.“ nicht?
Kaminer: Nun, die Chinesen meinen dazu: Nur der Vogel, der vorne fliegt, wird abgeschossen. Darüber sollten die deutschen Streber einmal nachdenken. Und außerdem meine ich, wer das Leben begriffen hat, der hat keine Eile.
Inzwischen wurden die Vorspeisen aufgetragen und der Rotwein ausgeschenkt. Wir stoßen mit an und kommen auf ein weniger erfreuliches Thema zu sprechen: Aufenthaltsgenehmigungen.
pf: Einige Deiner Texte handeln von Problemen mit der Ausländerbehörde bzw. dem Aufenthaltsstatus. Hast Du immer noch Ärger mit dieser Behörde?
Kaminer: Seit einigen Jahren haben wir ja nun die deutsche Staatsbürgerschaft. (Spricht und zieht seinen Ausweis zum Beweis hervor.) Aber das war ein kompliziertes Verfahren, weil es in Deutschland keine doppelte Staatsbürgerschaft gibt. Das war eine Aufgabe, die man eigentlich in einem Leben nicht bewältigen kann. Zuerst mussten wir offiziell die Staatsbürgerschaft Russlands neu beantragen. Dazu musste ich nach Russland. Und dann mussten wir uns in Russland abmelden und parallel die neue Staatsbürgerschaft beantragen. Das ist nur die Kurzfassung von gefühlten 1.000 Behördengängen. Kein Wunder, dass bei diesem Spiel viele nicht zum Ziel kommen, sondern auf dem ersten Level hängen bleiben. Ich frage mich ehrlich, was ist der Sinn von dieser ganzen – wie sagt man – Staatlichkeit?
pf: Das fragen wir uns auch…
Kaminer: Ehrlich, jede Patriotismusdebatte versetzt mich in Starre. Es gibt null, nichts, worauf man dabei stolz sein kann, auch nichts, wofür man sich schämen muss: Die Leute müssen sich irgendeine Beschäftigung suchen, wenn sie Bestätigung suchen.
pf: Reden wir zum Abschluss noch mal über die aktuelle Situation. Wie lautet Dein Statement zur Krise?
Kaminer: Es ist verrückt, dass Köhler fordert, die Finanzmärkte brauchen mehr Moral. Märkte brauchen keine Moral. Aber die Linke hat jetzt eine einmalige Chance: Die Inhalte, die früher nur die Linke vertreten hat, sind jetzt in aller Munde. Alle reden nun über Solidarität und sogar über Verstaatlichung. Die anderen laufen quasi vor der Linken mit deren Inhalten weg.
pf: Vielleicht treibt die Linke die anderen ja auch nur vor sich her…
Kaminer: Auf jeden Fall muss die Situation genutzt werden, um neue Inhalte zu setzen. Den Kapitalismus muss man nicht mehr bekämpfen. Es braucht ein neues politisches System im Sinne der Menschen und nicht der Ideologien. Die Menschen müssen viel stärker eingebunden werden. Wir brauchen jetzt eine Politik von unten, mehr direkte Demokratie.
Da der Hauptgang schon seit einigen Minuten auf dem Tisch steht und droht, kalt zu werden, schalten wir das Aufnahmegerät aus. In dem Moment dreht sich sein Sohn zu ihm und fragt: „Papa, was ist das denn nun Sozialismus?“
Kaminer: Eine Gesellschaftsordnung, in der die Produktionsmittel der Bevölkerung gehören, also die Fabriken denen, die darin arbeiten. Aber das war bisher nur in der Theorie so.
pf: Wir bedanken uns für das Interview und wünschen noch einen guten Appetit!
Das Interview führten Katja Kipping und Norbert Schepers.




Der CheckerInnen-Test

TrittbrettfahrerInnen, MittelfeldspielerInnen und BerufswichtigtuerInnen: Welcher Typ bist du?

Redaktion

Gerne fährt man mal auf Demons trationen, Sozialforen, Konferenzen, Tagungen oder Seminare. Und dort diskutiert, demonstriert und kifft man oder versucht einfach neue FreundInnen zu finden. Doch dann trennt sich die Spreu vom Weizen: Manche laufen mit und bleiben kulturelle TrittbrettfahrerInnen, andere machen sich das Rumreisen und Händeschütteln zur Lebensaufgabe: Sie werden BerufspolitikerInnen in ihrem jeweiligen Arbeitsfeld. Und ein politisch interessiertes Mittelfeld gibt es auch noch. Das hat zu allem eine Meinung, setzt es aber dann meistens nicht in Einfluss um. prager frühling meint: Alles kein Problem. Solange TrittbrettfahrerInnen, MittelfeldspielerInnen und BerufswichtigtuerInnen morgens Tageszeitung lesen und sich mit politischen Fragen inhaltlich auseinandersetzen, sind Minderwertigkeits komplexe fehl am Platz. Also teste, welcher Typ Du bist. 
 
1. du sitzt beim attac-Kongress in der „Volxküche“ und isst bunten gemüseeintopf... 
a) … und bist von der kulinarischen Monotonie genervt. Trotzdem blätterst Du dabei im Programmheft: Oh, wie spannend! 
b) … und kommst gar nicht zum Essen, weil Du Dich die ganze Zeit umguckst, von wem Du noch keine Bakterien per Handkontakt erhalten hast. 
c) … und freust Dich dabei über die „vielen, bunten, tollen“ Leute und das Pop-Konzert am Abend. 
 
2. Wie bildest du dir deine Meinung zu einem politischen Sachverhalt? 
a) Ich lese die Dokumente zum Thema ausführlich, um dann meinen Bekanntenkreisausdauerndmitdifferenzierten Betrachtungsweisen zu belatschern. 
b) Ich richte mich danach, was meine politischen Identifikationsfiguren dazu sagen und plappere das nach. 
c) Ich kümmere mich nicht darum, sondern leite meine Meinungen aus meinen linken Intuitionen ab. Wir sind schon auf der richtigen Seite! 
 
3. liest du Tageszeitung, wenn ja, welche? 
a) TAZ und Frankfurter Rundschau. Rundschau vor allem wegen der Dokumentationsseite. Außerdem im Print-Abo, weil es doch ein anderes Gefühl ist, Papier zwischen den Fingern zu spüren. 
b) Ich lese die Zeitung quer. Ansonsten verlasse ich mich auf Internet-Propaganda. Bei den ganzen Terminen bleibt ja keine Zeit für die Zeitungslektüre. 
c) Ich hab schon so viel zu lesen. Das CD-Booklet der neuen Tomte-CD habe ich doch erst zur Hälfte durch! 
 
4. nimmst du gerne an Demonstrationen und Aktionen des zivilen Ungehorsams teil? 
a) Sehr gerne! Am meisten schätze ich die Gespräche mit meinen MitdemonstrantInnen im Polizei-Kessel. 
b) Wo sind die Kameras? Sonst bringt es doch sowieso nichts. 
c) Nur wenn gute Musik läuft und die Leute aus meiner WG mitfahren. 
 
5. Was sind deine Lieblingsfernsehsender? 
a) 3Sat und Arte wegen der Dokumentationen. Ich mag auch die Zweisprachigkeit. 
b) Phoenix. Ansonsten habe ich keine Zeit, mich mit Fernsehen zu beschäftigen. 
c) Viva und MTV. 
 
6. Was ist dein Wahlspruch? 
a) Handle so, dass die Maxime Deines Willens jederzeit zugleich als Prinzip einer allgemeinen Gesetzgebung gelten kann (I.Kant). 
b) Wer Politik treibt, erstrebt Macht (M.Weber). 
c) Action speaks louder than words. 
 
7. thema soziale Sicherung. Weißt du, wie die Sozialversicherung in der Brd funktioniert? 
a) Ja, insbesondere interessiere ich mich für die Anrechnungsregelungen von Kindergeld und sonstigen zusätzlichen Einkommen. 
b) Werde mir das wohl für den nächsten öffentlichen Termin draufschaffen müssen. 
c) Nein, Sachfragen interessieren mich nicht. Es geht ja ums große Ganze. 
 
Auswertung: 
 
überwiegend a) 
MittelfeldspielerIn 
Herzlich Glückwunsch! Du liest Zeitung, schaust im Fernsehen zu später Stunde Dokumentationen, stehst auf Papier und interessierst Dich für Detailprobleme des Sozialversicherungswesens. 
Aber Achtung: Deine Freunde sind schon kräftig genervt, weil die sich nicht für Deine Spezialprobleme interessieren. Und politische Einflussnahme scheitert auch manchmal an zu hoher Komplexität. 
prager frühling empfiehlt: Komplexität reduzieren und sich eine Scheibe von Max Webers „Politik als Beruf“ abschneiden, sonst verpuffen gut gemeinte Argumente im Nirvana! 
 
überwiegend b) 
HändeschüttlerIn 
Sehr sympathisch kommst Du nicht rüber. Du würdest für Machtgewinn und -erhalt alles tun und schreckst selbst vor den Bakterien fremder Hände nicht zurück. Zeit für Inhaltliches bleibt dann allerdings nicht. Ist ja auch egal, weil Du Dein Segel sowieso nach dem Wind stellst. 
prager frühling empfiehlt: Ein bisschen Freizeit einplanen, regelmäßig Tageszeitung lesen und etwas mehr Prinzipienreiterei – sonst endest Du irgendwann als Hubertus Heil der linken Bewegung und alle fragen sich, wieso sie Dich überhaupt gut finden sollen. 
 
überwiegend c) 
TrittbrettfahrerIn 
Du suchst Freundinnen und Zerstreuung, gute Atmosphäre und die richtigen Drogen. Du redest auch mal über ein politisches Thema – mehr aber nicht. Und Du bist Dir intuitiv sicher, auf der richtigen Seite zu stehen. Aber ist das wirklich die richtige Seite? 
prager frühling empfiehlt: Mehr Selbstzweifel, dann steigt auch die Bereitschaft, zur Tageszeitung zu greifen oder sich mit der Sozialversicherung zu beschäftigen.
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